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Stellungnahme der Eawag zum Entlastungspaket 2027 des Bundes 

Sehr geehrte Frau Bundespräsidentin, sehr geehrter Gesamtbundesrat 

Gerne nehmen wir teil an der Vernehmlassung zum Entlastungspaket 2027, die Sie am 
29. Januar 2025 eröffnet haben. Da wir uns im Folgenden sowohl zu Massnahmen äussern, die keine
Gesetzesanpassung erfordern, als auch zu einigen, bei denen Streichungen von Paragrafen geplant
sind, reichen wir unsere Stellungnahme direkt mit diesem Schreiben ein. Wir haben für die letztere
Kategorie trotzdem auch den digitalen Fragebogen auf der Plattform «Consultations» ausgefüllt.

Vorausschicken möchten wir, dass wir die Stellungnahme des ETH-Rats vom 20. März 2025 
vollumfänglich unterstützen. Zu den als «Stärkung der Nutzerfinanzierung» beschriebenen, massiven 
Kürzungen der Leistungen des Bundes an den ETH-Bereich, den Schweizerischen Nationalfonds und 
die lnnosuisse äussern wir uns daher an dieser Stelle nicht. Auch die einschneidenden Kürzungen bei 
der Ressortforschung erwähnt der ETH-Rat. Sie würden die Schnittstellen zwischen Forschung, Politik 
und Praxis empfindlich schwächen. Denn oft können wir nur über Ressortforschungsprojekte die 
Bundesämter unterstützen, politische Vorgaben sinnvoll in die Praxis umzusetzen. Wir denken dabei 
zum Beispiel an die Entwicklung von Verfahren zur hochaufgelösten Analyse der 
«Ewigkeitschemikalien» PFAS in der Umwelt oder an die laufend anzupassenden Methoden für die 
Detektion von Krankheitserregern, Drogen und Arzneimitteln im Abwasser. 

Wir haben Verständnis dafür, dass die Ausgaben des Bundes immer wieder kritisch hinterfragt werden 
müssen, um den Bundeshaushalt im Gleichgewicht zu halten. Das kann eine Reduktion oder eine 
Pausierung von aktuell geleisteten Förderungen in allen Bereichen bedeuten. Beim 
Entlastungspaket'27 handelt es sich jedoch in vielen Belangen nicht um befristete Sparmassnahmen. 
Vielmehr sollen mit Gesetzesänderungen heute mögliche Fördermassnahmen ( «kann»­
Formulierungen), etwa im Umweltbereich oder für Pilot- und Demonstrationsanlagen, dauerhaft 
abgeschafft werden. Das schwächt die nachhaltige Entwicklung einer innovativen und 
wettbewerbsfähigen Schweiz nicht nur vorübergehend, sondern langfristig. Zudem wälzt das Paket 
damit nicht nur die finanzielle Belastung, sondern auch die Verantwortung in sensiblen Bereichen wie 
Klima, Energie und Umwelt auf künftige Generationen sowie auf Kantone und Gemeinden und weitere 
Leistungserbringer ab. Wir beantragen und begründen daher nachfolgend detaillierter, wo Paragrafen, 
auf welche sich heute Förderungen abstützen können, nicht gestrichen werden sollen. 

Aus den von der Expertengruppe «Aufgaben- und Subventionsüberprüfung» im Spätsommer 2024 
aufgelisteten, denkbaren Massnahmen ist innert kurzer Zeit nahezu integral ein Sparpaket geschnürt 

Eawag: Das Wasserforschungsinstitut des ETH-Bereichs 







000 

2.32 BFE: Verzicht auf Unterstützung von Pilot- und Demonstrationsanlagen 

Der Bundesrat hat im Rahmen des Klimaschutzgesetzes und dem Bericht zur Verordnung dargelegt, 
dass wir in der Schweiz zwar auf Stufe Hochschulforschung und angewandte Forschung einen guten 
Stand haben, dass jedoch die Folgeschritte bis zu einer Markteinführung unterentwickelt sind. Pilot­
und Demonstrationsprojekte sind deshalb eines der entscheidenden Elemente, um die hohen 
Forschungsaufwendungen zu rechtfertigen, da sie so eher in marktfähige Produkte münden, die 
gerade im Klimaschutz dringend nötig sind. Der Verzicht auf die Unterstützung von Pilot- und 
Demonstrationsanlagen schadet der Innovationskraft von Unternehmen und verhindert oder verzögert 
eine lnwertsetzung erfolgreicher Forschung. In den Bereichen der Eawag-Forschung betrifft das z.B. 
innovative Massnahmen zur Behebung negativer ökologischer Folgen der Wasserkraftnutzung oder 
die Beteiligung an nachhaltigen Projekten zur Langzeitspeicherung von Wärme im tiefen 
Grundwasser. 
Antrag: Verzicht auf Streichung Art. 49 Abs. 2-4 und Neufassung Art. 53 Energiegesetz 

Wir bitten Sie, unsere Einwände zu berücksichtigen und aus den oben aufgeführten Gründen auf die 
betreffenden Kürzungen und insbesondere auf die Streichung der entsprechenden Gesetzesartikel zu 
verzichten. 

Freundliche Grüsse 

Prof. Dr. Martin Ackermann 
Direktor 

4/4 Eawag: Das Wasserforschungsinstitut des ETH-Bereichs 


